zu TOP 5

Stadt Klutz

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: SV Kiliitz/13/7368
Status: offentlich

Federfilhrend: Datum: 17.04.2013 .

FB Il Bau- und Ordnungswesen Verfasser: Carola Mertins

Satzung uber den Bebauungsplan Nr. 31 der Stadt Kliitz fur das
Gebiet An der Bamburg

Hier: Prazisierung des Aufstellungsbeschlusses und Gliederung in
die Bebauungsplane 31.1 (Teil 1) und 31.2 (Teil 2)

Beratungsfolge:

Gremium | Teilnehmer | Ja | Nein |Entha|tung

Bauausschuss der Stadt Klitz
Stadtvertretung Klutz

Sachverhalt:

Die Stadt Klutz hat den Aufstellungsbeschluss fur den Bebauungsplan Nr. 31 am
28.01.2013 gefasst. Im Rahmen der planerischen Vorbereitung hat sich ergeben,
den Bebauungsplan in 2 Teile, den Bebauungsplan Teil 1 und den Bebauungsplan
Teil 2 zu gliedern. Die Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a BauGB wurde
gepruft. Es wird bekannt gegeben, welches Ergebnis der Vorprufung erreicht wurde,
da die zukunftigen bebaubaren und versiegelten/versiegelbaren Flachen mehr als
20.000 m? betragen.

Beschlussvorschlag:
Die Stadtvertretung der Stadt Klitz beschlief3t:
1. Die Stadt Klutz fasst den Beschluss, den Bebauungsplan Nr. 31 in 2 Teile, den
Bebauungsplan Nr. 31.1 und den Bebauungsplan Nr. 31.2, zu teilen.
2. Die Stadt Klutz hat den Beschluss gefasst, das Verfahren nach § 13a BauGB
durchzufihren. Die Stadt Klitz hat das Vorprifungsverfahren fir die beiden
Teile des Bebauungsplanes durchgefuhrt, da die versiegelbare Flache mehr
als 20.000 m? innerhalb der Plangebiete betragt. Durch die Stadt Klitz wird
das Ergebnis der Vorprufung bekannt gemacht.

Finanzielle Auswirkungen:

Anlagen:
1. Geltungsbereich

Sachbearbeiter/in Fachbereichsleitung

Seite: 1/1
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Stadt Klutz

Beschlussvorlage Vorlage-Nr: SV Kiliitz/13/7353
Status: offentlich

Federfilhrend: Datum: 15.Q4.2013

FB Il Bau- und Ordnungswesen Verfasser: Maria Schultz

Satzung uber den Bebauungsplan Nr. 31.1 der Stadt Klutz DRK fur
den nordwestlichen Teilbereich des Gebietes an der Bamburg
Hier: Entwurfs- und Auslegungsbeschluss

Beratungsfolge:

Gremium | Teilnehmer | Ja | Nein |Enthaltung

Bauausschuss der Stadt Klitz
Stadtvertretung Klutz

Sachverhalt:

Die Stadt Klutz fuhrt das Aufstellungsverfahren fur den Bebauungsplan Nr. 31 der
Stadt Klutz fur das Gebiet an der Bamburg fur 2 Teile durch. Fir den 1. Teil, den
Bereich des Bebauungsplanes Nr. 31.1 werden die Beteiligungsverfahren nach § 3
Abs. 2 BauGB, nach § 4 Abs. 2 BauGB und die Abstimmung mit den
Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB durchgefuhrt. Dabei wird auch das
Ergebnis der Vorprufung im Verfahren nach § 13a BauGB mitgeteilt..

Beschlussvorschlag:
Die Stadtvertretung der Stadt Klitz beschlief3t:

1. Die Entwurfe des Bebauungsplanes und der Begrindung werden fur das
weitere Beteiligungsverfahren bestimmt. Die Planung wird im Verfahren nach
§ 13a BauGB aufgestellt. Im Zuge der Vorprufung des Einzelfalls hat die
Gemeinde festgestellt, dass eine Anwendung des Verfahrens nach § 13a
BauGB zulassig ist. Die Gemeinde gibt das Ergebnis der Vorprufung mit der
Offentlichkeitsbeteiligung gemaRk § 3 Abs. 2 BauGB bekannt.

2. Die Entwirfe des Bebauungsplanes und der Begrundung sind fur das
Beteiligungsverfahren gemall § 3 Abs. 2 BauGB zu nutzen. In der
Bekanntmachung der Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB ist
darauf hinzuweisen, dass ein Umweltbericht im Verfahren nach § 13a BauGB
nicht erstellt wird.

3. Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange ist
nach § 4 Abs. 2 BauGB durchzufuhren.

4. Die Abstimmung mit Nachbargemeinden ist nach § 2 Abs. 2 BauGB
durchzufuhren.

5. In der Bekanntmachung zur Offentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen,
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung
Uber den Bebauungsplan nach § 4a Abs. 6 BauGB unbericksichtigt bleiben
konnen, sofern die Stadt Klutz deren Inhalt nicht kannte und nicht hatte
kennen muissen und deren Inhalt fir die RechtmaRigkeit des
Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.

6. Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass bei Aufstellung eines
Bebauungsplanes ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung
unzulassig ist, wenn mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspatet geltend gemacht
wurden, aber hatten geltend gemacht werden kénnen.

Seite: 1/2

3 von 16 in Zusammenstellung



zuTOP 6

Finanzielle Auswirkungen:

Anlagen:
1. Entwurf Satzung

2. Textteil zum Entwurf

Sachbearbeiter/in Fachbereichsleitung

Seite: 2/2
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SATZUNG

UBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 31.1

~ DER STADT KLUTZ
FUR DEN BEREICH AN DER BAMBURG

ZWISCHEN DER LANDESSTRARE UND
VORHANDENER WOHNBEBAUUNG AN DER BAMBURG

im Verfahren nach § 13a BauGB

Wl%ar A

Bereich B-Plan Nr. 31.1

der Stadt Kl(itz
S
% .
é@ Bereich B-Plan Nr, 31.2
Q,§\\ der Stadt Kliitz
UBERSICHT. ’
M1 :10.000

Planungsbiro Mahnel | | Planungsstand — 29. April 2013

Rudolf-Breitscheid-StraBe 11 Tel. 03881/7105-0 B ES C H I— U S SVO R LAG E
23936 Grevesmihlen Fax 03881/7105-50 ENTWURF

-
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PLANZEICHENERKLARUNG
|. FESTSETZUNGEN

Planzeichen

04

TH o= 7,50
FH nax= 9,00M
GH ay = 7.00m

Erlauterung
ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Allgemeine Wohngebiete (gem. 8 4 BauNVO)

MAR DER BAULICHEN NUTZUNG

Grundflachenzahl, GRZ z.B. 0,4

Zahl der Vollgeschosse, als Hochstmaf3
Traufhdhe, als Hochstmal Uber Bezugspunkt
Firsthéhe, als Hochstmal Gber Bezugspunkt

Gebaudehdhe, als Héchstmalfd (iber Bezugspunkt

BAUWEISE
Offene Bauweise
nur Einzel- und Doppelhduder zulassig

Baugrenze

VERKEHRSFLACHEN

StraRBenverkehrsflache

StraBenbegrenzungslinie auch gegentuber Verkehrs-
flachen besonderer Zweckbestimmung

Ein- und Ausfahrt

SONSTIGE PLANZEICHEN

Umgrenzung von Flachen fir Nebenanalgen
- Ga = Garagen und Uberdachte Stellplatze
- St = Stellplatze

Grenze des rAumlichen Geltungsbereiches Uber die Satzung des
Bebauungsplanes Nr. 31.1 der Stadt Klitz

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches Uber die Satzung des
Bebauungsplanes Nr. 31.2 der Stadt Kliitz

Hoéhenbezugspunkt, z.B. 25,00m 4. HN

Flurstiicksgrenze, Flurstiicksnummer
vorhandene Gebaude

vorhandener Zaun

vorhandene Gehdlze/Hecken
Hoéhenangaben i HN

Bemaliung in Metern

Dachneigung, z.B. < 25°
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Rechtsgrundlagen
Par. 9 (1) 1 BauGB

Par. 9 (13 1 BauGB
Par. 16 BauNVO

Par. 19 BauNVO

Par. 18 BauNVvVO
Par. 18 BauNVO

Par. 9 (1) 2 BauGB
Par. 22 u. 23 BauNvVO

Par. 9 (1) 11 BauGB
Par. 9 (6) BauGB

Par. 9 (7) BauGB



zu TOP 6

EMPFEHLUNG FUR STRARENPROFIL

PlanstraRe "Al" - beidseitiger Gehweg

- als Regelquerschnitt

B Fu Fu B
030] | 2,50 ) ) 250 | oo

Planstra3e "Al" - beidseitiger Gehweg

- mit reduzierten Maf3en

B Fu Kfz Fu B
030, | 180 | 5,00 |18 | |03

9.20m

Planstra3e "A2" - einseitiger Gehweg

- mit reduzierten Maf3en

B Fu Kiz B Legende

Efz - Kraftfahrzeuge

030, | 18 | 5,00 | |2030 B Fuseganger

740-745m
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VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 31 der Stadtvertretung

vom ..........e..... . Der Aufstellungsbeschluss wurde mit Beschluss der Stadivertretung vom
........................ praZ|3|ert Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wurde geteilt (hier: Bebauungsplan
Nr. 31.1). Die ortsibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses und seiner Prazisierung ist
durch Verdffentlichung im ... am.........a........ erfolgt.
Mit der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses wurde auch bekannt gemacht, dass beabsichtigt
ist, den Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durchfiihrung einer
Umwelfpriifung gemal § 2 Abs. 4 BauGB aufzustellen. Die Priifung gemaR § 13a S. 2 Nr. 2 BauGB wird
vorgenommen.

(Siegel) Blrgermeister

2. Die Stadtvertretung hat am ................ den Entwurf des Bebauungsplanes Nr.31.1 im Verfahren nach
§ 13 a BauGB und die dazugehdérige Begriindung gebilligt und zur Auslegung bestimmt.

KIGZ, den ... e
(Siegel) Burgermeister

3. Die Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sind gemaR § 13 a Abs. 2i.V.m § 13 Abs. 2 Nr. 3
Satz 1 und § 4 Abs. 2 BauGB und die Nachbargemeinden sind gemafl § 2 Abs. 2 BauGB mit Schreiben
VOM .....cc.eeeeeweenn.. 2ur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

KIGZ, den ..o e
(Siegel) Birgermeister

4. Der Entwurf der Satzung tber den Bebauungsplanes Nr. 31.1, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)
und dem Text (Teil B) und den &rtlichen Bauvorschriften Uber die duRere Gestaltung baulicher Anlagen
sowie die Begrindung haben in der Zeit vom ................. bis zum ................. wahrend der Dienststunden
gemalk § 13 aAbs.2i.V.m.§ 13 Abs. 2Nr. 2BauGBi.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB d&ffentlich ausgelegen. Die
offentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen wahrend der Auslegungsfrist von
jedermann schrifich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kénnen und dass nicht fristgemaR
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung Uber den Bebauungsplan nach §4aAbs.6
BauGB unberticksichtigt bleiben koénnen, wenn die Stadt deren Inhalt nicht kannte und nicht hatte
kennen mussen und deren Inhalt fir die RechtmaRigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung
ist, durch Verdffentlichung im .......ccoocoeics @M . ortstiblich bekanntgemacht worden. In
der Bekanntmachung der Offentllchkeltsbetelllgung wurde darauf hingewiesen, dass von der
Durchflihrung einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB im Verfahren nach § 13 aAbs.2 Nr. 1i.V.m.
§ 13 Abs. 3BauGB abgesehen wird und dass bei Aufstellung eines Bebauungsplanes ein Antrag nach
§ 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzuldssig ist, wenn mit ihm Einwendungen geltend gemacht
werden, die vom Antragstellerim Rahmen der Auslegung nicht oder verspatet geltend gemacht wurden,
aber hatten geltend gemacht werden kénnen. Die Behdrden und sonstigen Tréger offentlicher Belange
wurden von der Auslegung unterrichtet.

KIOEZ, den ..o
(Siegel) Blirgermeister
5. Der katastermaRige Bestand am ........cc.occcovviieeenn. wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich
der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prifung nur grob erfolgt, da
die rechtsverbindliche Flurkarte im MaRstab 1 : .............. vorliegt. Regressanspriche kénnen
nichtabgeleitet werden.
.................................. , den
(Siegel)
6. Die Stadtvertretung hat die fristgemal abgegebenen Stellungnahmenam .................. gepruft.
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.
KIOZ, den ... e
(Siegel) Biurgermeister
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7. Die Satzung Gber den Bebauungsplanes Nr. 31.1, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Text (Teil B) und den ortlicher Bauvorschriften tiber die auRere Gestaltung baulicher Anlagen wurde am
.................... von der Stadtvertretung als Satzung beschlossen. Die Begriindung des Bebauungsplanes
Nr.31.1 wurde mit Beschluss der Stadtvertretung vom .................... gebilligt

KIOZ, den ...
(Siegel) Blrgermeister

8. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), dem Text (Teil B) und den
ortlicher Bauvorschriften Uber die duRere Gestaltung baulicher Anlagen, wird hiermit am ....................
ausgefertigt.

KIGZ, den ...
(Siegel) Blirgermeister

9. Der Beschluss zur Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 31.1 und die ortlichen Bauvorschriften tiber die

aulRere Gestaltung baulicher Anlagen sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wahrend der
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und Uber der Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind
durch Verdffentlichung im ..., am e ortsublich bekanntgemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften und von Mangeln der Abwagung sowie die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 BauGB) und
weiter auf Falligkeiten und Erléschen von Entschadigungsansprichen (§ 44 BauGB) hingewiesen
worden. Die Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 31.1 ist mit Ablauf des .................c.... (Tag der
Bekanntmachung) in Kraft getreten.

KIGZ, den ...
(Siegel) Blrgermeister

SATZUNG

DER STADT KLUTZ UBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 31.1

FUR DEN BEREICH AN DER BAMBURG ZWISCHEN DER LANDESSTRARE
UND VORHANDENER WOHNBEBAUUNG AN DER BAMBURG

GEMASS§ 13 a BauGB . VERB. MIT § 10 BAUGB UND § 86 LBauO M-V

Aufgrund des § 13 ai. V. m. § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
Sept. 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509),
sowie nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990
(BGBI. I S. 132), ge&ndert durch Artikel 3 des Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22. April
1993 (BGBI. | S. 466) sowie nach der Landesbauordnung Meckienburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. April 2006 (GVOBI. MV S. 102), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.
Mai 2011 (GVOBI. MV S. 323), wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung der Stadt Kiitz folgende
Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 31.1 fir den Bereich an der Bamburg zwischen der Landesstraf’e und
vorhandener Wohnbebauung an der Bamburg, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie
den érilichen Bauvorschiiften Uber die Gestaltung baulicher Anlagen, erlassen.
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TEIL B — TEXT

DER SATZUNG UBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 31. 1 "AN DER BAMBURG" DER
STADT KLUTZ GEMAR § 13a BauGB

1.

3.1

3.2

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

ALLGEMEINES WOHNGEBIET
(8 4 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet werden die nach 8 4 Abs. 3

- Nr. 4 BauNVO Gartenbaubetriebe,

- Nr. 5 BauNVO Tankstellen

nur ausnahmsweise zulassigen Nutzungen gemafl § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht
Bestandteil des Bebauungsplanes und sind somit nicht zulassig.

BAUWEISE
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Im festgesetzten allgemeinen Wohngebiet ist die abweichende Bauweise zulassig:
- Die Geb&audelange darf 70 m nicht Gberschreiten.
- Die Gebaude durfen bis an die die Grundstiicksgrenze gebaut werden.

NEBENANLAGEN, GARAGEN UND STELLPLATZE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Nebenanlagen sind auch auf3erhalb der Gberbaubaren Grundsticksflachen zulassig.
Dabei gelten § 14 Abs. 1 und 2 und § 23 Abs. 5 BauNVO.

Garagen einschlieRlich Uberdachte Stellplatze sowie Stellplatze sind im festgesetzten
allgemeinen Wohngebiet nur innerhalb der Baugrenzen sowie innerhalb der festge-
setzten Umgrenzung von Flachen fur Garagen/ Stellplatze gemafld 8 9 Abs. 1 Nr. 4
BauGB zulassig.

Flachen fur Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes- Immissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor sol-
chen Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen
zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen
(8 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

(wahrend des Verfahres vor dem Entwurfs- und Auslegungsbeschluss wird die Not-
wendigkeit entsprechender Festsetzungen geprift und ggf. werden entspr. Festset-
zungen getroffen).

Planungsstand: Entwurf vom 29. April 2013 - Beschlussvorlage
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5. HOHENLAGE
(8 9 Abs. 3 BauGB, § 18 BauNVO)

8.1 Fur das festgesetzten allgemeine Wohngebiet gelten als untere Bezugspunkte fir die
Hohenlage die in der Planzeichnung -Teil A im jeweiligen Baufeld festgesetzten Be-
zugshohen.

8.2 Die konstruktive Sockelhdhe darf in dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet ma-
ximal 0,30 m tber dem Bezugspunkt liegen.

8.3  Der ErdgeschossfuBboden (Fertigful3boden) darf in dem festgesetzten allgemeinen
Wohngebiet maximal 0,50 cm unter dem Bezugspunkt liegen.

8.4 Es werden folgende obere Bezugspunkte festgesetzt:

- Sockelhéhe: Schnittpunkt von der Oberkante des ErdgeschossfuRbodens (Fertig-
fuBboden) mit dem aufstrebenden Mauerwerk,

- Traufhdhe: Schnittpunkt der AufRenhaut des Daches mit der Verlangerung der
Auf3enkante der Auf3enwand.

8.5 Die festgesetzte Traufhdhe gilt nicht fir Traufen von Dachaufbauten und — einschnit-
ten sowie fur Nebengiebel und Krippelwalm.

Il. GRUNFLACHEN, PFLANZUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN UND  MAR-
NAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR
UND LANDSCHAFT, ANPFLANZUNGS- UND ERHALTUNGSGEBOTE
(8 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 20, Nr. 25 und Abs. 6 BauGB, § 11 BauNVO)

(wahrend des Verfahres vor Entwurfs- und Auslegungsbeschluss werden entspr.
Festsetzungen getroffen)

. ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN UBER DIE AURERE GESTALTUNG
BAULICHER ANLAGEN
(8 9 Abs. 4 BauGB und § 86 LBauO M-V)

1. DACHER

1.1 Flach geneigte Dacher mit einer Dachneigung bis 25° sind nur mit Ziegeln/ Dach-
pfannen in rot und anthrazit, bituminds, als Grindacher oder mit Metalleindeckung
herzustellen.

1.2 Die Zulassigkeit von Solaranlagen bleibt hiervon unberthrt.

2. FASSADEN

2.1 Die Fassaden der Hauptbaukorper sind nur zulassig:

- als Ziegelmauerwerk,

- als geputzte Wandflachen,

- als Holzflachen

- als Kombination der vorgenannten Ausfiihrungen.

2.2 Die vorherige Festsetzung 2.1 gilt nicht fir Gebaudeteile wie zum Beispiel Quergie-
bel, Veranden, Wintergéarten, etc. .
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2.3 Die Fassaden der Nebengebaude und Garagen sind in Material und Farbe wie die
der Hauptbaukdrper oder als Holzfassade zu gestalten.

3. WERBEANLAGEN

3.1  Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung zul&assig.

3.2 Freistehende Werbeanlagen sind mit einer maximalen Gr6éRe von 1,00 m? zuléssig.
Werbeanlagen sind an Gebauden in Form von Schildern in einer Grof3e von maximal
0,30 x 0,60 m erlaubt, sofern Zusammenhang mit der Grundstucksnutzung besteht.
Werbetrager durfen die Gliederung einer Fassade nicht Gberschneiden und Fenster
bzw. andere Details nicht verdecken.

3.3  Selbstleuchtende Werbeanlagen und Werbeanlagen mit flimmerndem oder wech-
selndem Licht sind unzulassig.

4. EINFRIEDUNGEN
Einfriedungen von Grundstticken zur ErschlielBungsstral3e hin sind zulassig, wenn sie
mit einer maximalen Hohe von 1,20 m bezogen auf die Hohe der zugehorigen Er-
schlieBungsflache hergestellt werden.

5. SONSTIGE FESTSETZUNGEN
Innerhalb des Geltungsbereiches sind die Standplatze der Abfallbehalter géartnerisch
einzubinden. Standplatze fir bewegliche Abfallbehalter sind im Vorgartenbereich nur
zulassig, wenn sie zur Verkehrsflache optisch abgeschirmt sind.

6. BURGELDVORSCHRIFT
Wer vorsatzlich oder fahrlassig gegen die gestalterischen Festsetzungen verstoft,
handelt rechtswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V und kann mit Bul3-
geld geahndet werden.
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V. HINWEISE/ NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN

1. BAU- UND KULTURDENKMALE/ BODENDENKMALE

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bau- und Kulturdenk-
male bekannt.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bodendenkmale be-
kannt.

Fur Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufallig neu entdeckt werden, gelten die Be-
stimmungen des 8§ 11 DSchG M-V. In diesem Fall ist die Untere Denkmal-
schutzbehérde unverziglich zu benachrichtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis
zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes in unveréan-
dertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfir der Entdecker, der Leiter der
Arbeiten, der Grundeigentiimer sowie zuféllige Zeugen, die den Wert des Fundes er-
kennen. Die Verpflichtung erlischt finf Werktage nach Zugang der Anzeige.

2. ANZEIGE DES BAUBEGINNS BE|I ERDARBEITEN

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehorde spatestens zwei
Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewahrleisten, dass
Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes flur Kultur und Denkmalpflege bei den
Erdarbeiten zugegen sein kénnen und eventuell auftretende Funde gemaR § 11
DSchG Mecklenburg-Vorpommern unverziglich bergen und dokumentieren kénnen.
Dadurch werden Verzogerungen der BaumalRnahmen vermieden (vgl. 8 11 Abs. 3

DSchG M-V).
3.  ALTLASTEN/ ALTLASTENVERDACHTSFLACHEN/ SCHADLICHE
BODENVERANDERUNGEN

Nach derzeitigem Kenntnisstand liegen keine Erkenntnisse Uber das Vorliegen von
Altlasten oder Altlastenverdachtsflachen im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes
vor. Im Plangebiet sind derzeit keine schadlichen Bodenveranderungen im Sinne des
§ 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz bekannt.

Es wird jedoch keine Gewahr flr die Freiheit des Plangebietes von Altlasten oder
schadlichen Bodenveranderungen tbernommen.

Der Grundstiickseigentimer und der Inhaber der tatsé&chlichen Gewalt Uber ein
Grundstuck sowie die weiteren in 8 4 Abs. 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzgesetzes
genannten Personen sind verpflichtet, konkrete Anhaltspunkte dafiir, dass eine
schadliche Bodenveréanderung oder Altlast (erkennbar an unnattrlichen Verfarbungen
bzw. Gerlichen oder Vorkommen von Abféllen, Fliissigkeiten u. &.), unverziglich der
Landréatin des Landkreises Nordwestmecklenburg als zustandiger Bodenschutzbe-
horde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumal3inahmen, Baugrunduntersuchungen o.
ahnlichen Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusatzlich auch fur die
Bauherren und die von ihnen mit der Durchfliihrung dieser Tatigkeiten Beauftragten,
Schadensgutachter, Sachverstandige und Untersuchungsstellen.

4. MUNITIONSFUNDE

Munitonsfunde sind nicht auszuschlieBen. Konkrete und aktuelle Angaben Uber die
Kampfmittel (Kampfmittelbelastungsauskunft) fir das Plangebiet sind gebuhrenpflich-
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tig beim Munitionsbergungsdienst des Landesamtes fir zentrale Aufgaben und Tech-
nik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-V, Graf-York-Str. 6, 19061 Schwe-
rin, zu erhalten. Ein Auskunftsersuchen wird rechtzeitig vor Baubeginn empfohlen.

5. FESTPUNKTE DES GEODATISCHEN FESTPUNKTNETZES

Im Plangebiet sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine Festpunkte der amtlichen
geodatischen Grundlagennetze des Landes M-V bekannt.

Die Informationen im "Merkblatt tber die Bedeutung und Erhaltung der Festpunkte",
herausgegeben vom Landesamt fiir innere Verwaltung M-V, Amt fir Geoinformation,
Vermessungs- und Katasterwesen, Libecker Str. 287, 19059 Schwerin sind zu be-
ricksichtigen.

6. ARTENSCHUTZRECHTLICHE BELANGE

Wahrend des Planaufstellungsverfahrens wird geprift, in welchem Umfang diesbe-
zluigliche Hinweise in die Planunterlagen aufzunehmen sind.

Zeitfenster zur Baufeldfreimachung

Zum Schutz besonders geschitzter Arten ist der Beginn von Bautétigkeiten, der mit
einer Beseitigung von Gehdlzen und anderen Vegetationsbestdnden (Baufeldrau-
mung) verbunden ist, in der Zeit von Anfang Dezember bis Ende Februar zulassig.
Ausnahmen sind nur zuldssig, sofern der gutachterliche Nachweis durch den Verur-
sacher erbracht wird, dass innerhalb der Flachen keine Brutvogel briten, oder Am-
phibien vorhanden sind und die Zustimmung der zustandigen Behdrde vorliegt.

Allgemeiner Artenschutz

Es ist gemal § 39 (5) Bundesnaturschutzgesetz verboten, die Bodendecke auf Wie-
sen, Feldrainen, Hochrainen und ungenutzten Grundflachen sowie an Hecken und
Héangen abzubrennen oder nicht land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich genutzte Fla-
chen so zu behandeln, dass die Tier- oder Pflanzenwelt erheblich beeintrachtigt wird,
Baume, die aulRerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gartnerisch ge-
nutzten Grundflachen stehen, Hecken, lebende Zdune, Geblische und andere Gehol-
ze in der Zeit vom 1. Marz bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock
zu setzen; zulassig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des
Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Baumen.

7. EXTERNE KOMPENSATIONSMARBNAHMEN IM ZUSAMMENHANG MIT DEM
BUNDESNATURSCHUTZGESETZ UND DEM NATURSCHUTZAUSFUHRUNGS-
GESETZ DES LANDES M-V

Wahrend des Planaufstellungsverfahrens wird geprift, in welchem Umfang diesbe-
zugliche Hinweise in die Planunterlagen aufzunehmen sind.

8. ZEITRAUM FUR DIE DURCHFUHRUNG DER KOMPENSATIONSMARNAHMEN

Wahrend des Planaufstellungsverfahrens wird gepruft, in welchem Umfang diesbe-
zlgliche Hinweise in die Planunterlagen aufzunehmen sind.

Planungsstand: Entwurf vom 29. April 2013 - Beschlussvorlage 5

16 von 16 in Zusammenstellung



	Ö Top 5 SV Klütz/13/7368
	Ö Top 5 SV Klütz/13/7368 Anlage 01 'Geltungsbereich 31-1'
	Ö Top 6 SV Klütz/13/7353
	Ö Top 6 SV Klütz/13/7353 Anlage 01 'Entwurf Satzung 31.1'
	Ö Top 6 SV Klütz/13/7353 Anlage 02 'Entwurf Textteil B 31.1'

